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„Kirchen sind Orte spirituellen
Reichtums, die Zeugnis geben von
geistlichem Leben. Sie sind auch
Orte, an denen wir heute Verge-
wisserung, Erneuerung der Spiri-
tualität finden können. Ja, sie sind
durchbetete Räume.“ (Margot
Käßmann, Landesbischöfin,
Hannover.

Auf die Ziele des neuen kirchlichen
Finanzmanagements hat der Beitrag
von Vogelbusch im 2. Heft der KVI
hingewiesen. Im dritten Heft haben
Antoine/Spier/Vogelbusch unter-
sucht, ob eine Anlehnung der
kirchlichen Rechnungswesensvor-
schriften an das kommunale Eigen-
betriebsrecht eine sinnvolle Verein-
fachung darstellen könnte. In die-
sem Beitrag befassen sich die Auto-
ren mit der Bedeutung und Behand-
lung von Immobilien im neuen
kirchlichen Finanzwesen.

Die Argumentation dieses Beitrags
lässt sich übersichtsartig wie folgt
darstellen: Zunächst soll die Bedeu-
tung der kirchlichen Immobilien
dargestellt werden (wie viel Vermö-
gen gibt es, welche Grundsätze gel-
ten?). Anschließend ist die traditio-
nelle Behandlung im kameralen
Rechnungswesen darzustellen.
Hieraus ist kritisch abzuleiten, dass
i.d.R. keine Abschreibungen er-
mittelt werden, so dass die laufende
Planung der Einnahmen und Ausga-
ben ohne Berücksichtigung des
Wertverzehrs desAnlagevermögens
erfolgt. Es sind falsche ökonomi-
sche Entscheidungen vorprogram-
miert. Die Darstellung des Reinver-
mögens einer kirchlichen Körper-
schaft ist nicht möglich, weil das
immobile Vermögen und die zuge-
hörigen Lasten (unterlassene In-
standhaltungen usw.) fehlen. Nicht
ausgewiesen werden evtl. vorhan-
dene Verbindlichkeiten (Bankdarle-
hen z.B. für Wohnhäuser) sowie die
latenten (Rückzahlungs-)Verpflich-
tungen aus erhaltenen Investitions-
zuschüssen.

Im Gegensatz dazu ist das handels-
rechtliche Rechnungswesen im Be-
zug auf Immobilen darzustellen.
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Hier spielen die vollständige Er-
fassung und Bewertung der Immo-
bilien und der zugehörigen Passiva
eine wichtige Rolle. Es ist beson-
ders auf die erstmalige Aktivierung
einzugehen: Für diese Fragestellung
sind vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) im Zusammenhang
mit der Einführung der Doppik bei
den Kommunen wertvolle Hinweise
gegeben worden. Daneben sind aus
grundstücksgutachtlicher Sicht zu-
sätzliche strategische Empfehlung
zu geben.

Hinzuweisen ist schließlich darauf,
dass nach der neuen Richtlinie der
EKD zum kirchlichen Rechnungs-
wesen auch im Falle der erweiterten
Kameralistik eine vollständige und
realistische Erfassung der Immobi-
lien und der zugehörigen Lasten er-
folgen muss. Dort ist die Besonder-
heit, dass Kirchen mit 1 EUR be-
wertet werden können. Auch in
diesem Fall ist allerdings für die
laufende Budgetplanung sicher zu
stellen, dass der Ressourcenver-
brauch abgebildet wird bzw. eine
Vorsorge für zukünftige Instandhal-
tung getroffen wird. Dies kann über
die Ermittlung eines (fiktiven) Ab-
schreibungsbetrages erfolgen, so
dass auch hier eine realistische
Erstbewertung stattfinden sollte. Es
sind darüber hinaus besondere Pos-
ten der EKD-Haushaltsrichtlinie
darzustellen, wie z. B. Lasten an

künftige Haushalte usw., um zu zei-
gen, welche Folgen die ganze Neu-
orientierung hat.

Leitbild des neuen kirchlichen
Rechnungswesens für den Bereich
der Immobilien ist die vollständige
Darstellung der tatsächlichen Ver-
mögensverhältnisse sowie die Be-
reitstellung der relevanten ökono-
mischen Informationen, die die
Verantwortlichen für ihre Entschei-
dungen benötigen.

Folgendes Zitat ist auf der Internet-
seite „www.Kirchenfinanzen.de“
zur Bedeutung der kirchlichen
Grundstücke zu finden: „Die
evangelische Kirche besitzt zirka
75.000 Gebäude: knapp 27.000 Kir-
chen, Kapellen und Gemeindezen-
tren, 9.409 Gemeindehäuser, 5.156
Kindertagesstätten, 808 Verwal-
tungsgebäude, 143 allgemeinbil-
dende Schulen. Außerdem gehören
ihr über 17.000 Pfarrhäuser, 6.650
sonstige Wohnhäuser, 1.320 Woh-
nungen und 7.618 andere Objekte.
Nahezu 25.000 Gebäude stehen un-
ter Denkmalschutz. Erhaltung und
Sanierung besonders der denkmal-
geschützten Bauwerke verursachen
erhebliche Kosten, die im Gesamt-
budget der EKD jährlich mit 12,3
Prozent der Ausgaben zu Buche

1. Bedeutung der kirchlichen
ImmobilienF
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schlagen. Die an dringend sa-
nierungsbedürftigen Baudenkmä-
lern besonders reichen östlichen
Landeskirchen werden durch diese
Verpflichtungen noch wesentlich
stärker belastet.“ Die angegebenen
Daten basieren auf einer Erhebung
aus dem Jahre 1994.

Der Oberkirchenrat i.R. und Baure-
ferent im Evangelisch-Lutherischen
Landeskirchenamt Sachsens, Ulrich
Böhme (Dresden), macht darauf
aufmerksam, dass zunehmende Un-
kenntnis über das Christentum auch
eine Gleichgültigkeit gegenüber der
Kirche und den sakralen Gebäuden
mit sich bringe, wobei aber gerade
Kirchen “Juwelen im Denkmalbe-
stand” seien. Kirchen hatten immer
die gleiche Bestimmung; sie waren
„Festraum“ und bauliche Hülle für
die christliche Religion und immer
auch ein Kult(ur)ort. Aus diesen
Gründen ist die Kirche keine
Immobilie und darf nicht nach
Belieben vermarktet, umgenutzt
oder gar entsorgt werden. Gerade
die Dorfkirche einer Ortschaft ist
für die Mitglieder der ansässigen
Gemeinde die wichtigste Kirche im
ganzen Land.

Zur nachhaltigen Erhaltung unserer
Kulturgüter sind innovative Kon-
zepte notwendig, da oftmals die ei-
genen Ressourcen, der Verantwor-
tung als Grundstückseigentümer
nachzukommen, nicht ausreichen.
Eigentum verpflichtet!

Zum kirchlichen Vermögen gehören
neben den hier nicht betrachteten
Forderungen und den beweglichen
Vermögensgegenständen (Geldver-
mögen, Wertpapiere, Kunstgegen-
ständen usw.)

Kirchen und kirchliche Gebäude
Sonstige Immobilien
Grund und Boden
Orgeln und Glocken

Nach den kirchlichen Ordnungen ist
das kirchliche Vermögen dem kirch-
lichen Dienst gewidmet und daher
grundsätzlich in seiner Substanz zu
erhalten, also auch für die nachfol-

2. Überblick kirchliches Vermö-
gen

genden Generationen (nicht zuletzt
auch als Kulturgut), zu bewahren.
"Das Vermögen der Kirche" im
Sinne eines einheitlichen verfügba-
ren Vermögensbestandes gibt es
nicht. Die evangelische Kirche be-
steht in Deutschland aus 23 selb-
ständigen Landeskirchen, zu denen
insgesamt 16.000 juristisch selb-
ständige Kirchengemeinden gehö-
ren. Die Gemeinden haben sich -
wie es in einer kirchlichen Grund-
ordnung heißt - "um der Liebe
willen" in eine gemeinsame Ord-
nung begeben. Kirche ist kein Kon-
zern. So sind die Vermögen der ein-
zelnen kirchlichen Körperschaften
Einzelvermögen, die sich der Verfü-
gungsgewalt einer zentralen Stelle
entziehen.

Eine Gesamtsumme aller Vermögen
und Vermögensbestandteile ist nach
Auskunft der EKD nicht bekannt
(Quelle: Kirchenfinanzen.de). Dies
wird nicht zuletzt damit begründet,
dass in der Regel kirchlichen Ver-
mögenswerte (z. B. die Kirchenge-
bäude und deren Ausstattung) nicht
merkantil bewertet werden. Zudem
sei eine seriöse Bewertung im Ein-
zelfall schwierig: „Welchen Wert
hätte ein Cranach-Altar im Aktions-
haus Sotheby's? Und welchen hat er
für die Kirchengemeinde?“ (Zitate
ebenda).

Die ca. 16.000 Kirchengemeinden
der evangelischen Kirche in Deut-
schland verfügen insgesamt über
einen geschätzten Grundbesitz von
etwa 325 Tausend Hektar. Hierbei
handelt es sich im Regelfall um
unbebaute Grundstücke, also um
Wälder und landwirtschaftlich
genutzte Flächen. In der Regel ist
der kirchliche Grundbesitz seit
Jahrhunderten im kirchlichen Ei-
gentum. Teilweise geht er auf Ga-
ben der feudalen Landesherren (als
Eigentümer allen Grundes) zur
Sicherstellung der Finanzierung
kirchlicher Arbeit zurück. Die Klö-
ster haben des weiteren erhebliche
Leistungen, etwa zur Urbarma-
chung unwirtlicher Ländereien, bei-
getragen. Die Klöster, Stifte und
Domkapitel haben ihren Grundbe-

3. Überblick kirchlicher Grund-
besitz

sitz Anfang des 19. Jahrhunderts
verloren, hingegen ist der ortsübli-
che Grundbesitz durch die Refor-
mation und die Säkularisation von
Kirchengut infolge des Reichsdepu-
tationshauptschlusses von 1803
nicht berührt worden. Erhalten blieb
seine Zweckbestimmung.

Nach Artikel 140 Grundgesetz in
Verbindung mit Artikel 138 Absatz
2 der Weimarer Reichsverfassung
wird der kirchliche Grundbesitz
heute verfassungsrechtlich vor
staatlichen Eingriffen geschützt.
Schließlich ist auch aktuell fest-
zustellen, dass Grundstücke zum
kirchlichen Grundbesitz hinzu-
kommen, da es mitunter Zustiftun-
gen und Erbschaften von natürli-
chen Personen gibt, die mit ihrer
Dotation die kirchliche Arbeit
langfristig fördern wollen. In den
kirchlichen Ordnungen zur Vermö-
gensbewirtschaftung sind Ver-
äußerungen von kirchlichen Grund-
stücken in der Regel ausgeschlos-
sen, weil beim Umgang mit den
Grundstücken ein besonderer Res-
pekt gegenüber dem Geberwillen
erforderlich ist. Und nicht zuletzt
stellen die Erträgnisse aus einer
sorgfältigen Nutzung und Bewirt-
schaftung auch heute noch einen
wertvollen Beitrag zur Finan-
zierung der kirchlichen Arbeit dar
(Die Erträgnisse werden auf über
Hundert Millionen Euro pro Jahr
geschätzt, Quelle: ebenda).

Der Wert der Gebäude im kirch-
lichen Eigentum ist nur schwer ab-
zuschätzen Dies ist zum einen darin
begründet, dass im kirchlichen Be-
reich derzeit nicht bilanziert wird,
zum anderen haben Kirchenge-
bäude in der Regel keinen realen
Handelswert, verursachen aber ho-
he Unterhaltskosten (die Gebäude-
lasten betrugen im Jahr 2000 ins-
gesamt etwa eine Milliarde Euro).
Die Gestehungswerte, die im Laufe
der Jahrhunderte getragen wurden,
sind beträchtlich.

Das kamerale Rechnungswesen un-
terscheidet einen Verwaltungshaus-

4. Behandlung kirchlicher Immo-
bilien im traditionellen kirchli-
chen Finanzwesen
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Anschaffungskostenwertprinzip
(bei Bauten nach dem Herstellungs-
kostenprinzip), danach nach dem
gemilderten Niederstwertprinzip.
Das Anschaffungskostenprinzip be-
sagt, dass ein Gegenstand nur mit
den tatsächlichen Erwerbskosten
angesetzt werden kann. In der Fol-
gezeit der Nutzung sind die Erst-
aktivierungswerte um planmäßige
Abschreibungen zu vermindern (§
253 Abs. 1 und 2 HGB). Nach dem
gemilderten Niederstwertprinzip
sind dauerhafte Wertverluste zum
Bilanzstichtag durch Abschreibung
auf den niedrigeren beizulegenden
Wert zu berücksichtigen. Nur vor-
übergehende Wertschwankungen
führen dagegen noch nicht zu einem
Abwertungsbedarf (vgl. § 253 Abs.
2 S. 3 HGB).

Grundstücksrechte und Grund-
stückslasten sind wie folgt zu bilan-
zieren: Erbbaurechte sind nach der
Rechtsprechung des Bundesfinanz-
hofs grundsätzlich nicht bilan-
zierungsfähige Vermögensgegen-
stände, es werden deshalb nur die
Anschaffungsnebenkosten und
falls das erworbene Grundstück be-
baut wird eigene Herstellungs-
kosten aktiviert (vgl. BFH-Urteil
vom 4.6.1991, BStBl. II 1992, S.
70).

Hinsichtlich der Berücksichtigung
von Instandhaltungen ist wie folgt
vorzugehen:

Wenn ein Vermögensgegenstand
durch einen Schadensfall in seiner
Nutzung beeinträchtigt wird, ist ei-
ne Abschreibung auf den niedrige-
ren beizulegenden Wert vorzuneh-
men (aktivische Berücksichtigung).

Für unterlassene Instandhaltun-
gen ist eine Rückstellungsbildung
nach § 249 Abs. 1 HGB möglich
(passivische Berücksichtigung). Es
handelt sich bei im Geschäftsjahr
unterlassenen Instandhaltungen, die
innerhalb von 3 Monaten nach dem
Bilanzstichtag nachgeholt werden,
um ein Pflichtrückstellung nach §
249 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 HGB und bei
Instandhaltungen, die innerhalb von
12 Monaten nachgeholt werden, um
eine Wahlrückstellung (§ 249Abs. 1
S. 3 HGB).

halt, in dem die laufenden Einnah-
men und Ausgaben veranschlagt
werden, und einen Vermögenshaus-
halt, der das Vermögen und die
Schulden der Körperschaft aus-
weist. Die (positive) Differenz zwi-
schen Vermögen und Schulden wird
in die Rücklagen eingestellt.

In der einfachen Buchführung liegt
das Hauptaugenmerk auf der Er-
fassung der zahlungswirksamen
Einnahmen und Ausgaben. Darüber
hinaus dient das traditionelle kirch-
liche Finanzwesen der Bereit-
stellung von Budgets und dem
Nachweis der Verwendung geneh-
migter Mittel. Hierfür wird ein
Haushaltsplan aufgestellt, der die
Einnahmen und Ausgaben nach
Haushaltsstellen ausweist. Es gilt
die oberste Regel, dass die Gesamt-
einnahmen so hoch sein müssen,
dass die Gesamtausgaben gedeckt
werden. Dementsprechend steht die
Aufstellung des Verwaltungshaus-
haltes im Vordergrund der Haus-
haltsüberlegungen. Die Erfassung
und Fortschreibung der Wertansätze
im Vermögenshaushalt spielt in der
praktischen Umsetzung nur eine ge-
ringe Bedeutung, da nicht vorge-
schrieben ist, dass die Werte der
Vermögensgegenstände durch plan-
mäßige Abschreibungen fortge-
schrieben wer-den. Der Vermögens-
und der Verwaltungshaushalt ist
nicht durch ein Buchungssystem
(wie bei der Doppik) miteinander
verknüpft.

Im kameralen Vermögenshaushalt
werden darüber hinaus keine Son-
derposten für erhaltene Investitions-
zuschüsse gebildet. Zur Rolle dieser
Posten wird auf die weiter unten
wiedergegebene Darstellung im
handelsrechtlichen Bereich verwie-
sen.

Der im Entwurf vorliegende Stan-
dard des Instituts der Wirtschafts-
prüfer vom 30. Oktober 2001 zur
Rechnungslegung der öffentlichen
Verwaltung nach den Grundsätzen
der doppelten Buchführung (IDW

5. Bilanzierung, Bewertung und
Ausweis von Grundstücken im
handelsrechtlichen Rechnungs-
wesen

ERS ÖFA 1) enthält wichtige Hin-
weise und Erläuterungen, die auch
für die erstmalige Aktivierung
kirchlicher Immobilien genutzt
werden können.

Für die handelsrechtliche Bilan-
zierung sind folgende Regelungen
maßgeblich:

Welche Gegenstände gehören
zumAnlagevermögen?

Zum Anlagevermögen gehören alle
Gegenstände, die am Abschluss-
stichtag dazu bestimmt sind, dem
Geschäftsbetrieb dauernd zu die-
nen, z.B. Grundstücke, Bauten, Ma-
schinen, Betriebs- und Geschäfts-
ausstattung und Finanzanlagen (§
247Abs. 2 HGB).

Ausweis desAnlagevermögens in
der handelsrechtlichen Bilanz

Nach § 266 Abs. 2 A HGB werden
folgende Bilanzposten unterschie-
den:

Immaterielle Vermögensgegen-
stände

Sachanlagen
Finanzanlagen

Neben der Bilanz ist für Kapitalge-
sellschaften der sog. Anlagenspie-
gel ein Instrument zur weiterenAuf-
gliederung der zum Jahresende aus-
gewiesenen Bilanzwerte vorge-
schrieben: Es werden die histori-
schen Anschaffungs- bzw. Her-
stellungskosten, die bis zum Bilanz-
stichtag kumulierten Abschreibun-
gen, die Umbuchungen (Zu- und
Abgänge) und die Abschreibungen
des Geschäftsjahres zusätzlich zu
den Bilanzwerten zu Beginn und
Ende des Geschäftsjahres gezeigt.
Auf der Basis dieser Information
kann beispielsweise der durch-
schnittliche Abnutzungsgrad als
Kennziffer berechnet werden,
wenngleich z.B. denkmalge-
schützten Gebäuden eine unendli-
che Nutzungsdauer unterstellt wird.

Bewertung desAnlagevermögens

Die Bewertung des Anlagever-
mögens erfolgt zunächst (bei erst-
maliger Aktivierung) nach dem sog.

a.

b.

c.

KVI ID 01-2008 9
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Nach kirchlichen Vorstellungen
- hier sind die Landeskirchen frei
darin, von den Grundsätzen des
HGB abzuweichen - ist die aktuelle
Vorstellung, den Instandhaltungs-
bedarf im Rahmen der Eröffnungs-
bilanz nicht von den Vermögens-
werten abzuziehen, sondern diesen
passivisch z.B. als Rückstellung
auszuweisen, auch wenn die Nach-
holung nicht wie handelsrechtlich in
einem engen Zeitrahmen erfolgt.
Hintergrund sind Überlegungen
zum Haushaltsausgleich, denn nie-
drige Vermögenswerte bedeuten
niedrige Abschreibungen, die im
Rahmen der Gebäudeunterhaltung
als finanzielle Mittel für zukünftige
Investitionen vorgehalten werden
sollen. Mit einer Abwertung des
Vermögensbestandes würden die-
jenigen „belohnt“, deren Vermögen
in den letzten Jahren nicht instand
gehalten wurde.

Für die bilanzielle Behandlung von
Investitionszuschüssen gilt folgen-
des: Diese Sonderposten stellen den
Gegenwert der erhaltenen Zu-
schüsse von dritter Seite dar. Sie
werden planmäßig spiegelbildlich
zu den Abschreibungen über die
Nutzungsdauer verteilt und geben
die latent vorhandene Rück-
zahlungsverpflichtung wieder,
wenn der geförderte Vermögens-
gegenstand nicht entsprechend den
Bestimmungen des Zuwendungs-
bescheides verwendet wird.

Die im Jahre 2006 beschlossene
EKD Haushaltsrichtlinie sieht vor,
den vollständigen Ressourcen-
verbrauch abzubilden, damit ziel-
orientierte Entscheidungen über die
Verwendung der kirchlichen
Mitteln getroffen werden können.
Kernpunkt der Realisierung des
Ressourcenverbrauchskonzeptes ist
die vollständige Erfassung und Be-
wertung des kirchlichen Vermögens
und der Schulden. Zu diesem Zweck
ist z. B. die Kameralistik durch die
Anwendung der Sollbuchführung
und der Verbundrechnung kon-
zeptionell zu erweitern. Auf dieser
Grundlage sollen Kirchen künftig

6. Vorgaben der EKD-Haushalts-
richtlinie zur Darstellung kirchli-
cher Immobilien

genauso Abschreibungen zur Fi-
nanzierung der Bauunterhaltung
und Rückstellungen für ihre Ver-
sorgungslasten berücksichtigen,
wie das z. B. in der Wirtschaft
selbstverständlich ist. In der klassi-
schen Kameralistik ist das nicht der
Fall. So wird in der Regel z.B. der
Wertverzehr durch Abnutzung
(„Abschreibung“) nicht deutlich,
hat aber erhebliche Auswirkungen
auf den Bestand des kirchlichen
Vermögens. Hierzu kann auf das
Beispiel aus einer der Pilotkirch-
gemeinden verwiesen werden, bei
der der Kirchenvorstand sich von ei-
ner Immobilie getrennt hat, als deut-
lich wurde, welche tatsächlichen
Gesamtkosten er sich mit der Immo-
bilie („Totes Kapital“, hohe Fixkos-
ten, insbes. wenn man die Abschrei-
bungen und unterlassenen Instand-
haltungen mitberücksichtigt) auf-
halst.

Die vollständige Erfassung und
Darstellung der Ressourcenver-
brauche erlaubt eine Gesamtdar-
stellung des kirchlichen Vermögens
(konsolidierte Bilanz). Neben dem
unzweifelhaft auszuweisenden
Aktivvermögen sind aber auch die
jährlichen Verbräuche (z. B. Ab-
schreibungen) und die Verpflich-
tungen (z. B. Betriebsmittelrück-
lage, Instandsetzungsrücklage,
-rückstellung, Pensionsrück-
stellung) zu zeigen.

In der neuen Haushaltsrichtlinie der
EKD ist vorgesehen, dass das
mobile und immobile Vermögen zur
Gänze erfasst, bewertet und aus-
gewiesen wird. Entscheidungs-
erheblich wird im laufenden Be-
trieb, d.h. den Haushaltsberatungen
der kirchlichen Gremien sein, dass
Abschreibungen, dies ist der Wert-
verzehr des über mehrere Perioden
nutzbaren Anlagevermögens, zu
berücksichtigen sein werden, die im
Sinne einer nachhaltigen Re-
ssourcenbewirtschaftung „erwirt-
schaftet“ werden und als liquide
Mittel vorhanden sein müssen, um
hieraus laufende und zukünftige In-
standhaltungsmaßnahmen bzw. In-
vestitionen zu finanzieren. Bei-
spielsweise ergeben sich diese Kon-
sequenzen des Neuen kirchlichen
Finanzwesens (NKF) der EKiR für

die Betriebsführung aus der Vorga-
be, einen festen %-Satz des Feuer-
versicherungswertes (Bewertungs-
grundlage für Immobilien) als
Instandhaltung laufend zu veran-
schlagen. Darüber hinaus ist in der
Vermögensaufstellung/Bilanz aus-
zuweisen, wenn Instandhaltungs-
rückstände festzustellen sind.

Das kirchliche Vermögen dient der
nachhaltigen Finanzierung der
kirchlichen Arbeit. Damit es diese
Funktion erfüllen kann, ist es in sei-
nem Bestand und Wert grund-
sätzlich zu erhalten. Dazu muss der
mit seiner Nutzung verbundene
Ressourcenverbrauch fortlaufend
erwirtschaftet werden. Als Beson-
derheit bei kirchlichen Körper-
schaften des öffentlichen Rechts ist
ähnlich wie bei kommunalen Haus-
halten bzw. Haushalten der Bundes-
länder zu beachten, dass durch
Haushaltsplanung im vorneherein
zu zeigen ist, wofür kirchliche
Mittel gebraucht werden. Synoden
bzw. Gemeinderäte oder Kirchen
(kreis)vorstände als oberste Be-
schlussgremien werden dezidiert in
die Haushaltsentscheidungen ein-
gebunden. Die Umsetzung der
Haushaltsbeschlüsse liegt bei den
ausführenden (landes)kirchlichen
Stellen.

Bei der bislang im öffentlichen
Rechnungswesen vorherrschenden
Kameralistik handelt es sich um ei-
ne reine Einnahmen-/Ausgaben-
rechnung, die weder die Schulden,
noch das Vermögen und deren Ver-
änderung erkennen lässt. Dies wirkt
sich besonders bei den Pensions-
und Bauunterhaltungslasten aus, die
oft erst viele Jahre nach ihrer
Entstehung zu haushaltswirksamen
Zahlungsverpflichtungen führen.
Um diese erfüllen zu können, ist es
von Vorteil, wenn dafür periodenge-
recht die erforderlichen Rücklagen
und Rückstellungen erwirtschaftet
wurden und für eine objektive
Steuerung objektscharf abgebildet
werden können. Hierin ist der ent-
scheidende Unterschied zur ka-
meralen Rücklagenbewirtschaftung
zu sehen.

Es bleibt festzuhalten, dass nach der
EKD-Haushaltsrichtlinie für beide
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Rechnungsstile (kameraler und
doppischer Rechnungsstil) eine
erstmaligeAktivierung aller kirchli-
chen Immobilien erforderlich ist.
Auch wenn für kirchlich genutzte
Gebäude die Bewertung mit 1 EUR
möglich ist, ist für diese Gebäude
trotzdem ein Wert für den jährlich
anfallenden Ressourcenverbrauch
(Abschreibung) zu ermitteln, in
dessen Höhe eine finanzgedeckte
Rücklage oder Rückstellung zu
bedienen ist. Die über den Grund-
satz des Haushaltsausgleichs sich
neu ergebenden Zwang, neben den
geldgleich abfließenden Ausgaben
auch die Abschreibungen zu ver-
dienen, wird zu erheblichen Verän-
derungen in den Entscheidungen
führen.

Für die erstmals zu erstellende Er-
öffnungsbilanz gelten die Grund-
sätze für die Gliederung der Bilanz

7. Praktische Hinweise für die
erstmalige Aktivierung von
Immobilien

Weiter auf der
nächsten Seite.

S
E
R

IE

(s.o.) entsprechend. Bei der erstma-
ligen Bewertung sind die Vermö-
gensgegenstände zu Zeitwerten
anzusetzen (vgl. IDW ERS ÖFA 1
Tz. 19). Damit wird die An-
schaffung oder Herstellung der Ver-
mögensgegenstände zu dem Zeit-
punkt fingiert, zu dem erstmals die
Grundsätze der EKD-Haushalts-
richtlinie (bzw. der landeskirchli-
chen Regelung, die dieses Richt-
linie umsetzt) angewendet werden.

Für schon seit Jahrzehnten im Ei-
gentum befindliche Immobilien ist
es schwierig, die (fortgeführten)
Anschaffung- oder Herstellungs-
kosten zu ermitteln. Folgende
Hinwiese gibt das Institut der
Wirtschaftsprüfer zur Ableitung des
Zeitwertes, wenn keine zeitnah ver-
einbarten Kaufpreise bzw. kurz zu-
vor erbaute Neubauten vorhanden
sind:

bei Gegenständen, die nachhaltig
Einnahmeüberschüsse erbringen
(z.B. Mietshaus, Pfarrwohnung

usw.) ist der Zeitwert aus dem
Barwert der zu erwartenden Cash-
flows zu ermitteln.

in anderen Fällen ist nach dem
Grundsatz der Rekonstruktion ein
Wiederbeschaffungs- bzw. Wieder-
herstellungswert anzusetzen.

Darüber hinaus sind folgende Hin-
weise zu einzelnen Bilanzposten zu
geben:

Folgende Bewertungsgrundsätze
gelten für das Grundvermögen (vgl.
Tz. 22 des genannten IDW-Stan-
dards) Für die Ermittlung der Zeit-
werte von Gegenständen des
Grundvermögens in der Erö-
ffnungsbilanz kann auf die Wertbe-
griffe und Bewertungsmaßstäbe des
öffentlichen Baurechts (insbeson-
dere Wertermittlungsverordnung;
WertV) zurückgegriffen werden,
das differenzierte Verfahren zur Er-
mittlung von Verkehrswerten be-
reithält. Je nach Art des Vermögens-
gegenstandes kommt der Verkehrs-



wert gemäß § 194 BauGB i.V.m. § 7
WertV als ein nach Vergleichswert-
verfahren, Ertragswertverfahren
oder Sachwertverfahren ggf. auch
in Kombination dieser Verfahren
ermittelter Wert in Betracht.

Die Anwendung des Baurechts auf
die öffentlich genutzten Vermö-
gensgegenstände, bei denen häufig
infolge des nicht vorhandenen ge-
wöhnlichen Geschäftsverkehrs kein
Verkehrswert i.S.d. § 194 BauGB
ermittelt werden kann, ist jedoch im
Einzelfall differenziert zu prüfen.
Außerdem sind Fälle denkbar, in de-
nen individuelle Besonderheiten
(Nutzungszusammenhang, Nut-
zungsbeschränkungen usw.) zu Ab-
weichungen von den baurechtlichen
Wertansätzen führen müssen.
Grund und Boden (Tz 23) wird
grundsätzlich nach dem Vergleichs-
wertverfahren bewertet. Dabei wird
auf Kaufpreise vergleichbarer
Grundstücke und/oder geeignete
Bodenrichtwerte zurückgegriffen.
Besondere wertbeeinflussende Fa-
ktoren sind durch Zu- oderAbschlä-
ge zu berücksichtigen (bei Abwei-
chungen von den typischen Ver-
gleichsobjekten hinsichtlich Nut-
zungsart und -umfang, Entwick-
lungszustand, Grundstücksgröße
und -zuschnitt usw.).

Für bebaute Grundstücke,
deren Sachwert sich aus dem
Bodenwert und dem Wert der
baulichen und sonstigen Anlagen
zusammensetzt, kann für den
Bodenwert die Möglichkeit einer
abweichenden baulichen Nutzung
durch Anwendung von Um-
rechnungskoeffizienten oder Ver-
gleichsfaktoren (§§ 10, 12 WertV)
berücksichtigt werden.

Besonderheiten gelten für
die Bewertung der folgenden
Grundstücksflächen, die nicht in
den Geltungsbereich der Bau-
nutzungsverordnung fallen, son-
dern vorrangig Infrastrukturver-
mögen bzw. Vermögen in Gemein-
gebrauch umfassen:

Bewirtschaftete Forst- und Grün-
flächen: Die Wertermittlung für be-
wirtschaftete Forst- und Grün-
flächen stützt sich auf die ertrags-

(Tz. 24)

(Tz 25)

wertorientierten Regelungen der
Wertermittlung von Grundstücken
der Land- und Forstwirtschaft
(Grundsätzlich hierzu: Entschädi-
gungsrichtlinien Landwirtschaft
(LandR 78) bzw. Grundsätzlich
hier: Waldwertermittlungsricht-
linien (WaldR 99); sie sind insbe-
sondere auf Waldflächen anzuwen-
den, die vom Bund im Rahmen der
ihm obliegenden Aufgaben zu be-
schaffen oder zu veräußern sind.
Gemäß Ziff. 3.2 Satz 3-7 WaldR ist
für größere Forstflächen regelmäßig
eine ertragsorientierte Gesamtwert-
ermittlung vorgesehen).

Parks und Grünanlagen sowie
nicht erwerbswirtschaftlich ge-
nutzte Waldflächen: Für die Bewer-
tung von Parks, Grünanlagen und
nicht erwerbswirtschaftlich ge-
nutzten Waldflächen kommt höch-
stens der Ansatz des auch sonst in
vergleichbaren Lagen angesetzten
Bodenpreises der jeweiligen Ge-
bietskörperschaft in Betracht; we-
gen des Ausschlusses der wirt-
schaftlichen Nutzung können Ab-
schläge geboten sein.

Teilweise weichen die Rahmen-
richtlinien der EKD von den IDW
ERS ÖFA ab. Es wird z. B. voraus-
gesetzt, dass innerhalb einer Lan-
deskirche ein einheitlicher Bewer-
tungsmaßstab z. B. bei der Ge-
bäudebewertung (Ertragswertver-
fahren oder Sachwertverfahren) an-
gewandt wird. Die Erstbewertung
der Immobilien ist bei der Ein-
führung des Neuen kirchlichen Fi-
nanzwesens eine der großen Vor-
bereitungsarbeiten, die nicht unter-
schätzt werden darf. Andererseits
sollten die Landeskirchen bei der

Erstbewertung umfangreiche Ver-
einfachungsregeln nutzen, um den
Aufwand leistbar zu gestalten. Hier
kann auf umfangreiche Vorarbeiten
von Kommunen sowie der EKD und
einzelner Landeskirchen zurück-
gegriffen werden, die z. T. differen-
zierte Schemata zur Bewertung von
Grund und Boden und Gebäuden
erarbeitet haben.

Mit der Einführung der neuen
Kirchlichen Finanzwesen ist der
„Umsetzer“ mit der Frage konfron-
tiert, wie ermittle ich z.B. bezogen
auf die vorliegende Umsetzungs-
richtlinie aus dem Rheinland den
Wert gemäß §16 Nr. 3 der Ver-
ordnung der Evangelischen Kirche
im Rheinland (EKiR) zur Ein-
führung des neuen Kirchlichen Fi-
nanzwesens (vom 25. Mai 2007,
Kirchliches Amtsblatt der Evange-
lischen Kirche im Rheinland Nr. 7
vom 16. Juli 2007 S. 227 ff), welche
Spielräume bestehen aus gutachter-
licher Sicht bei der Bewertung und
wie passt dies alles mit meiner
Betriebswirtschaft zusammen. Die
künftigen Abschreibungen müssen
jedes Jahr erneut „verdient“ wer-
den. Unter diesem Blickwinkel kön-
nen zu hoch ausgewiesene Vermö-
gensgegenstände des unbewegli-
chenAnlagevermögens zu unliebsa-
men Folgen führen, indem alsbald
Verluste entstehen. Andererseits ist
bei zu niedrigem Ausweis der Ver-
mögensgegenstände eine Bonitäts-
abstufung zu erwarten und die Ein-
richtung eines nachhaltigen Gebäu-

8. Strategische Entscheidungen
im Zusammenhang mit der erst-
maligen Aktivierung von Immo-
bilien
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Beispiel für eine Regelung (§16 der Verordnung der EkiR zur Ein-

führung des neuen Kirchlichen Finanzwesens

Allgemeine Bewertungsgrundsätze

)

Bei der Bewertung der Vermögensgegenstände und Schulden gilt Folgendes:
1. DieWertansätze in der Eröffnungsbilanz des Haushaltsjahres müssen mit denen der Schlussbilanz
des Vorjahres übereinstimmen.
2. Die Vermögensgegenstände und Schulden sind zum Abschlussstichtag grundsätzlich einzeln zu be-
werten.
3. Es ist wirklichkeitsgetreu zu bewerten.
4. Aufwendungen und Erträge des Haushaltsjahres sind unabhängig vom Zeitpunkt der
entsprechenden Zahlungen im Jahresabschluss zu berücksichtigen.



demanagements gefährdet. Offen
ist in Teilen auch, wie sich diese Bi-
lanzierung des Vermögens mit den
bisherigen Finanzierungsströmen
der Landeskirchen zu vereinbaren
ist. Z.T. werden aus betriebswirt-
schaftlichen Steuerungsgesichts-
punkten sinnvoll Finanzmittel für
Bauvorhaben und Instandhaltung
landeskirchlich zentral bewirtschaf-
tet, während die Lasten des Res-
sourcenverbrauchs dezentral die Er-
gebnisse der Kirchengemeinden b-
elasten. Hier sind Verrechnungsme-
thoden zu entwickeln, wie einerseits
der Ressourcenverbrauch verursa-
chungsgerecht dargestellt werden
kann und eine sinnvolle finanzielle
Steuerung trotzdem möglich bleibt.

Unter vorstehenden Aspekten be-
darf es strategischer Entschei-
dungen im Rahmen der Einführung
des neuen Kirchlichen Finanz-
wesens, da die Bewertung der
Vermögensgegenstände sehr eng
mit der zukünftigen Steuerung und
Leistungsfähigkeit verknüpft ist.

Zusammenfassung

Die vorstehenden Ausführungen
machen deutlich, dass mit der Ein-
führung des neuen kirchlichen Fi-
nanzwesens große Herausfor-
derungen auf Verantwortlichen des
kirchlichen Rechnungswesen zu
kommen.

Dabei werden mit der Erfassung
und Bewertung der einzelnen Ver-
mögensgegenstände und Schul-
den/Verpflichtungen die Grundlage
künftiger Jahresabschlüsse gelegt.
In diesem Zusammenhang wurde
herausgearbeitet, dass der gesamte
Prozess der Umstellung des Rech-
nungswesen eine strategische Di-
mension hat bzw. Aufgabe darstellt,
die nicht unterschätzt werden darf.
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